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Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

zz
2355 006

1 •* G-esetz: BGB §§ 946, 951» 812, 818 Ahs 2; UmstGr §§ 16«
18 Abs 1 Nr 3« ** ’

Rechtssatz: Der grundsätzlich im Verhältnis 10:1 umzustellen­
de Anspruch auf Vergütung bezw« aus ungerechtfer­
tigter Bereicherung wegen Bauten auf fremdem Grund 
und Boden oder wegen Instandsetzungsarbeiten an 
fremden Gebäuden, die vor dem Währungsstichtag 
zum Abschluß gekommen sind (BGHZ 5, 197; 7, 252), 
unterliegt dann einer bevorzugten Umstellung im 
Verhältnis 1:1, wenn zwischen Bauherrn und Grund­
stückseigentümer nahe familienrechtliche Beziehun­
gen wie zwischen Ehegatten oder zwischen Eltern 
und Kindern bestehen» soweit das Rechtsverhältnis 
zwischen ihnen im Einzelfall nicht auf rein ge­
schäftlicher oder anderer nicht familienrechtli­
cher Grundlage beruht«

2o Gesetz: BGB §§ 387, 388, 389; ZPO § 145 Abs 3-
Rechtssatz: An der Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ

66, 266; 80, 393; 129, 63) wird festgehalten, 
daß der Kläger, der nur einen Teil seiner For­
derung einklagt, den Schuldner mi£ einer Auf­
rechnung nicht auf den nicht eingpklagten Teil 
verweisen darf« Für eine Aufrechnung im Rechts­
streit über einen Teilanspruch ist aber dann 
kein Raum, wenn eine Partei sie bereits vorher 
erklärt hat oder wenn der Kläger sie in.der 
Klagschrift dadurch vornimmt, daß er diâ Se-?- 
genforderung von seinem Gesamtanspruch absetzt 
und diesen Teil nicht mit einklagt«

Aktenzeichen: V ZR 151/52
Urteil des BGH vom 26« März 1954 OBG Hamm



T Z R  151/52
Verkündet am 26« März 1954 
Symalla, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Hechtsstreit

in H M M  He(des Kaufmanns Heinrich Ko 
straße 0 ,
Klägers, Widerbeklagten, Berufungsklägers, Anschlußbe­
rufungsbeklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br,

g e g e n

die Frau Erna W i e 0 0  in H 0 0 ,  Bor000straße 0 ,
Beklagte, Widerklägerin, Berufungsbeklagte, Anschluß­
berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br« 0 0 0  -

hat der V« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 26« März 1954 unter Mitwirkung des Se­
natspräsidenten Br« Tasche und der Bundesrichter Br« Hücking- 
haus, Schuster, Br.v« Werner und Br« Großmann

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 6, Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Hamm vom 4» Juli 1952 aufgehoben und dahin 
erkannt:

wAuf die Berufung des Klägers wird unter 
Zurückweisung der Anschlußberufung der Be­
klagten das Urteil der 20 Zivilkammer des 
Landgerichts in Hagen vom 12« Oktober 1951 
in der Hauptsache dahin geändert:
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Io Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger 
2695>30 DM nebst 4 v.H. Zinsen seit 25* 
November 1946 sowie einen weiteren Zins­
betrag von 4 v»H* auf 1800 DM seit dem /
25* November 1948 mit der Maßgabe zu zah­
len, daß sich der zu verzinsende Betrag 
von 1800 DM, am 25* Dezember 1930 beginnend, 
am 25* eines jeden Monats um 100 DM mindert*

2. Die Klage wird wegen 1800 DM und der auf die­
se geforderten Zinsen, soweit sie dem Klä­
ger gemäß Nr 1 nicht zuerkannt werden, abge­
wiesen*

3* Die Widerklage wird abgewiesen»-

Im Umfange der Klagabweisung gemäß Nr 2 wird 
die Berufung des Klägers gegen das bezeichnete 
Urteil zurückgewiesen*w
Wegen eines Teilbetrags von 2750 DM der Klag­

forderung samt Zinsen (Pflichtteilsanspruch) und 
wegen der Kosten der ersten beiden Rechtszüge wird 
die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entschei­
dung an das Berufungsgericht zurückverwiesen, dem 
auch die Entscheidung über die Kosten des Revisions­
verfahrens übertragen wird*
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Tatbestand:
\i;>1

Die Parteien sind Geschwister, Ihrer Kutter, der am

Außer den Parteien hinterließ sie noch drei Kinder. Hach ih­
rem Testament vom 1. Pebruar 1948 ist die Beklagte ihre Al-

Die im Dezember 1944 total ausgebombte Erblasserin er­
hoffte vom Kläger, er werde ihr auf dem Grundstück G^Hfc- 
straße ein Eigenheim errichten. Der*Kläger hatte mit den 
Arbeiten begonnen, doch waren nur die Fundamente errichtet

Jahren ein Kohlengeschäft. Er hat die Gebäude (Wohnhaus, 
Schuppen, Werkstatt und Umfassungsmauer), die im Kriege er­
heblichen Schaden erlitten hatten, in den Jahren vor der 
Währungsreform 1948 teils neu errichtet, teils instandge­
setzt. Außerdem wurde damals noch eine Verkaufshalle er­
richtet, von der streitig ist, ob es mit Mitteln des KL&- 
gers geschehen ist. Im Sommer 1949 hat er noch die Enttrüm­
merung des Grundstücks LeflHPßtraße auf seine Kosten ver-

In ihrem Testament hatte die Erblasserin u.a. bestimmt, 
daß "die Beklagte an denjenigen der Kinder der Erblasserin

ihr zu Lebzeiten ein Eigenheim in der Georgstraße erbaut

"Wenn das Eigenheim erbaut wird, ich aber die Fertig­
stellung nicht mehr erlebe, dann soll das Heim für 
meine Tochter Erna </?ie Beklagte/ errichtet werden. 
Erst dann sollen die oben genannten Grundstücke an 
den Erbauer fallen.

25. November 1948 gestorbenen Witwe Julie H 
witwete gehörten drei in B0E0 i
straße, e und üflHPatraße belegene Grundstücke

1einerbin

sowie Asche und KLinkefsteine angefahren worden. Auf dem 
Grundstück HelUVstraße betreibt der Kläger schon seit

anlaßt

die Grundstücke in der HeflHHBstraße abtreten solle, wenn

werde." Ferner heißt es darin
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Unterbleibt die Errichtung des Heimes, dann soll
mein Sohn Heinrich /cFer Kläger/ für die Benutzung
des Grundstücks in der HeflHBstraße eine ange­
messene Miete zahlen von monatlich etwa 100 Mark."
Der Kläger berühmt sich folgender Ansprüche gegen die 

Beklagte:
a) wegen seines Pflichtteils in Höhe von 1/10 des 

Nachlaßwertes mit 2750 UM,
b) wegen Bauarbeiten auf dem Grundstück H e M H f c -  

straße in Höhe von 27500 HM, umgestellt.1:1 auf 
27500'SEI;

c) wegen Bauarbeiten auf dem Grundstück CMMstraße 
in Höhe von . 2500 HM, umgestellt 1:1 aur -2500 DM,

d) wegen Enttrümmerung des Grundstücks L M H M s t r a ß e  
in Höhe von 484 DM,

e) für gelieferte Klinker und Asche in Höhe von 
. 43,60 DM,

f) wegen verauslagter Beerdigungskosten in Höhe 
von 282,90 DM.

Andererseits hat er in der Klagschrift der Beklagten 
.einen monatlichen Mietzins von 100 DM seit dem Tode der Erb­
lasserin mit 2500 DM zugebilligt und vom Gesamtanspruch zu 
b) und c) abgesetzt«

Mit der Klage verfolgt er die Ansprüchw unter a), d), 
e) und f) in voller Höhe und von denen unter b) und c) zu­
sammen einen Teilbetrag von 2439,50 DM. Demgemäß hat er zu­
nächst beantragt, die Beklagte zu verurteilen, ihm 6000 DM 
zu zahlen.

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten und im 
Wege der Widerklage die Feststellung begehrt, der Kläger sei 
nicht berechtigt, vor Beendigung des Pachtverhältnisses Be­
reicherungsansprüche in Höhe von 21500 DM wegen seiner Bau­
ten auf dem Grundstück Heinrichstraße geltendzumachen.

f
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Sie hat die Höhe der Aufwendungen des Klägers für die 
Bauten bestritten und sieh gegen die übrigen Ansprüche - den 
Pflichtteilsanspruch ausgenommen - auch dem Grunde nach ge­

wandt* Insbesondere ist sie aber der Ansicht, der Bereiche­
rungsanspruch des Klägers sei im Verhältnis 10:1 umgestellt» 
Sie hat den Kläger auf einen monatlichen Pachtzins von 100 DM 
für das unbebaute Grundstück Hetm^straße,berechnet seit 
dem Tode der Erblasserin,in Anspruch genommen und für die 
Zeit vom 25. Hovember 1948 bis 25. September 1951 Aufrech­
nung mit 3400 DM (= 34 x 100 DM) erklärt« Für den Fall, daß 
das Gericht zu einem höheren UmstellungsVerhältnis für den 
Bauaufwand des Klägers komme, hat sie mit einem weiteren Ge­
genanspruch von mindestens 2000 DM als Schadensersatz für 
einen vom Kläger vorgenommenen Oberbau aufgerechnet«

Der Kläger hat die Abweisung der Widerklage beantragt 
und der Aufrechnung widersprochen, indem er nunmehr seine 
Verpflichtung zur Zahlung eines Miet- oder Pachtzinses be­
streitet. Er wili zufolge eines Gutachtens der Preisbehörde 
vom 28« März 1951 nur zur Zahlung von 21,60 DM monatlich für 
die Grundfläche verpflichtet sein, während sich der darin be*- 
rechnete erhöhte Mietzins^von 126,75 DM auf Grundfläche ein­
schließlich Gebäude beziehe, dessen Bau er selbst finanziert 
und bisher nicht erstattet bekommen habe.

Das Landgericht hat folgende Forderungen des Klägers
festgestellt:
zu a) DU 2750,-
zu b) und c) 12 955 HM, im Verhältnis 10:1

umgestellt auf DM 1295,50
zu d) . D M  484,-
zu e) DM 16,-

DM 4545,50
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Unter voller Berücksichtigung der Aufrechnung der Be­
klagten von 3400 DM hat es danach dem Kläger 1 145,30 DM zu­
erkannt, im übrigen aber Klage und Widerklage abgewiesen.

Hit der Berufung hat der Kläger begehrt, ihm außer den 
1145,30 DM noch 6100 DM nebst 4 # Zinsen seit 21. Juni 1948 
zuzusprechen. Er bescheidet sich wegen der Aberkennung der 
Ansprüche zu e) /soweit mehr als 16 DM gefordertTund zu f) 
und stützt den erweiterten Antrag allein auf seine Baukosten 
für die Grundstücke He^mistraße und G^Htystraße (Anspruch 
zu b und c), Er wendet sich gegen das vom Landgericht ange­
nommene Umstellungsverhältnis und beruft sich auf ein von 
ihm eingeholtes Gutachten des Architekten KäflBH, der den 
Wert der von ihm errichteten Baulichkeiten (ohne den Schup­
pen) auf 23 900 DH berechnet habe, Hilfsweise lehnt er sich 
an das vom Landgericht eingeholte Gutachten des Sachverstän­
digen, Architekten BflHP,an, nach dem sich immer noch ein 
Betrag von 12 953 DM ergebe. Dabei weist er erneut auf seine 
Verpflichtung hin, der Beklagten einen monatlichen Mietzins 
von 100 DM zahlen zu müssen.

Die Beklagte hat um Zurückweisung der Berufung des Klä­
gers gebeten und sich seinem Rechtsmittel mit dem Anträge 
angeschlossen, die Klage ganz abzuweisen und auf die Wider­
klage festzustellen,
a) dem Kläger stände wegen seiner Aufwendungen für die auf 

dem Grundstück HeflMpstraße errichteten Gebäude, auch 
soweit sie die bisher gerichtlich geltendgemachten Be­
träge von 1295,30 DM und 6100 DM überstiegen, nur ein
im Verhältnis von 10:1 umgestellter Anspruch zu,

b) ein Erstattungsanspruch sei jedenfalls nicht vor Beendi­
gung des Miet- oder Pachtverhältnisses fällig.
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Weiterhin hat die Beklagte ihre Aufrechnung auf den 
Pachtzins his einschließlich Juni 1952 erweitert und den 
llonatsbetrag nunmehr mit 126,75 DM beziffert*

%
Der Klager hat um Zurückweisung der Anschlußberufung

gebeten.

Das Berufungsgericht hat auf die Anschlußberufung der 
Beklagten das Urteil des Landgerichts dahin geändert, daß 
die Beklagte auf die Klage.nur verurteilt wird, dem Kläger 
245 , 30 DM zu zahlen,und die Klage im Übrigen abgewiesen 
wird, sowie daß auf die Widerklage unter deren Abweisung 
im übrigen die von der Beklagten begehrte Feststellung hin­
sichtlich des Umstellungsverhältnisses im Verhältnis 10:1 
getroffen wjrd0 Im übrigen hat es die Anschlußberufung der 
Beklagten sowie im vollen Umfange die Berufung des Klägers 
zurückgewi es en.

Es hat die Angriffe des Klägers gegen das vom Landge­
richt angenommene UmstellungsVerhältnis seines Bereiche­
rungs anspruchs wegen des Bauaufwandes für unbegründet er­
achtet. Weiterhin ist es der Feststellung der Ansprüche des 
Klägers durch das Landgericht mit 4545,30 DM gefolgt. Es 
hat die Beklagte nicht für berechtigt gehalten, monatlich 
mehr als 100 DM für die Grundstücksüberlassung zu fordern, 
und demgemäß ihren Gegenanspruch für die Zeit vom 25. No­
vember 1948 bis einschließlich Juni 1952 auf 4300 DM (= 100 
DM x 43) berechnet*

r Mit der Revision erstrebt der Kläger die Zurückweisung
der Anschlußberufung in vollem Umfange und den Erfolg seiner 

* Berufung dahin, daß die Beklagte verurteilt werde, ihm ins­
gesamt 7245,30 DM nebst 4 VoH. Zinsen seit 26. November 1948 
zu zahlen und daß ihre Widerklage in vollem Umfange abge-
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wiesen werde* Hilfsweise bittet er um Zurückverweisung der 
Sache an das Berufungsgericht. Er erklärt dazu, in seinem 
zuletzt verfolgten Klaganspruch sei der schon im ersten Hechts« 
zug eingeklagte Pflichtteilsanspruch von 2750 DM voll mit ent­
halten.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen«

Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht leitet mit dem Landgericht den 
Anspruch des Klägers wegen der von ihm auf den Grundstücken 
der Erblasserin errichteten Bauten aus § 951 BGB her. Es 
vertritt dabei die Auffassung, die Bauten seien nicht nur 
zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Grund und Boden 
verbunden worden und daher als wesentliche Bestandteile 
des Grundstücks gemäß § 946 BGB Eigentum der Erblasserin 
geworden. Es meint weiter, der Anspruch des Klägers aus 
§ 951 BGB sei vor dem 21. Juni 1948 in Reichsmark entstan­
den, weil die Bauten unstreitig vor der Währungsreform 
vollendet worden seien, und unterliege daher der herrschen­
den Auffassung von Rechtsprechung und Schrifttum gemäß der 
Umstellung im Verhältnis 10s1 nach §_16 UmstG.

Das Berufungsgericht lehnt weiterhin die Ansicht ab, 
zwischen dem Kläger und seiner Mutter habe ein Auftrags­
verhältnis bestanden oder der Kläger sei als Geschäftsfüh­
rer ohne Auftrag für seine Mutter tätig geworden. Im übrigen 
- so meint es - würde auch in diesen Fällen kein anderes 
Umstellungsverhältnis in Betracht kommen.

Schließlich tritt es auch der vom Kläger im zweiten 
Rechtszuge geäußerten Auffassung entgegen, sein Anspruch
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könne als Bereicherungsanspruch aus § 812 Abs 1 Satz 2 BGB 
erst mit dem Tode der Erblasserin, also nach dem Wahrungs­
stichtag, entstanden sein« Hierbei berücksichtigt es die 
Behauptung des Klägers, er habe im Vertrauen auf eine Zu­
sage seiner Mutter das Haus Heinrichstraße in der Erwar­
tung aufgebaut, das Grundstück von ihr letztwillig zu er­
werben, und erst bei ihrem Tode habe sich herausgestellt, 
daß der ursprünglich für die Zukunft erwartete Erfolg in 
Wirklichkeit endgültig nicht mehr eintreten werde« Die 
Voraussetzungen hierfür sieht das Berufungsgericht nicht 
als erwiesen an« Auf Grund *der Beweisaufnahme stellt es 
lediglich fest, zwischen der Erblasserin und dem Kläger 
habe ein gutes Verhältnis bestanden und die Erblasserin habe 
sich mit dem Gedanken getragen, den Kläger als Haupterben, 
jedenfalls hinsichtlich des Grundbesitzes, einzusetzen« Es 
vermißt aber den Nachweis eines solchen Versprechens der 
Erblasserin, das den Kläger bestimmt haben könnte, den Auf­
bau in die Wege zu leiten« Wohl hält es für möglich, die 
Erblasserin habe den Kläger als zukünftigen Eigentümer des 
Grundstücks He^HHfetraße betrachtet« Hierzu verweist es 
aber auf das Testament, nach dem.die Erblasserin tatsäch­
lich vorhatte, dem Kläger dieses Grundstück - allerdings nur 
unter der Voraussetzung, daß er das Eigenheim G^H^straße 
vollende - zukommen zu lassen«

Die Revision sieht mit dem letzten Gedankengang § 812 
Abs 1 Satz 2 BGB als verletzt an und erhebt hierzu eine Ver­
fahrensrüge auB § 286 ZBO« Sie hält eine ausdrückliche Ver­
einbarung in dem vom Berufungsgericht geforderten Sinne für 
entbehrlich« Ihrer Ansicht nach läge ein mit einem Rechtsge­
schäft bezweckter Erfolg auch ohne ausdrückliche Abrede schon 
dann vor, wenn der Wille des Leistenden, einen bestimmten Er­
folg zu erreichen, sich aus der Sachlage ergebe und der ande-
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re Teil sich die Leistung stillschweigend derart gefallen 
lasse, daß daraus seine Zustimmung zu diesem Willen sich 
ergebe♦ Sie beruft sich dazu auf die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, nach welcher derjenige, der ein Grundstück 
auf Grund mündlichen Kaufvertrags im Vertrauen auf künfti­
ge Auflassung bebaue, einen Erstattungsanspruch erlange, 
wenn sich endgültig ergebe, daß die Auflassung nicht zu 
erwarten sei. Die Revision nimmt hierzu einen Schwebezu­
stand bis zum Tode der Erblasserin am 25- November 1948 
an. Erst dann habe endgültig festgestanden, daß mangels 
eines entsprechenden Testaments das Grundstück dem Kläger 
nicht angefallen sei- Damit erst sei der Bereicherungsan­
spruch des Klägers entstanden.

Die Revision will aber auch einen in der Reichsmarkzeit 
entstandenen Bereicherungsanspruch im Verhältnis 1:1 gemäß 
§ 18 Abs 1 Nr 5 UmstG umgestellt wissen. Sie verweist auf 
die ständige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, die den 
Begriff der MAuseinandersetzung” weit fasse, und die engen 
familienrechtlichen Beziehungen der Beteiligten (hier zwi­
schen Mutter und Sohn), die über den blpßen Pflichtteils­
anspruch hinaus zu einem im Verhältnis 1:1 umzustellenden 
Auseinandersetzungsanspruch führen müßten.

Die erste Rüge der Revision ist nicht begründet. Unter­
stellt man zugunsten des Klägers, er habe sich beim Bau auf 
dem Grundstück Ee^HH^straße ausschließlich von der Erwar­
tung leiten lassen, dieses'Grundstück mit dem Tode der Erb­
lasserin zu erwerben, so würde - wie die Revision auch nicht 
verkennt - eine Täuschung in dieser Erwartung allein dem 
Kläger noch keinen Anspruch aus § 812 Abs 1 Satz 2 BGB ge­
währen. Denn an der Feststellung der von der Revision ange­
nommenen vorbehaltlosen Zustimmung der Erblasserin mit dem
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vom Kläger verfolgten Zwecke fehlt es gerade. Soweit mangels 
solcher Feststellung seitens des Berufungsgerichts aus dem 
vorliegenden Sachverhalt überhaupt ein Rückschluß auf ihren ‘;
Willen möglich ist, würde ihrem Testament nur zu entnehmen 
sein, daß sie diese Erwartung des Klägers nur dann gebilligt 
hat, wenn er ihr ein Eigenheim auf dem Grundstück GMMstraße 
erbauen würde« Bas Gegenteil im Sinne der Barstellung des Klä- \
gers wird auch nicht etwa durch die Zeugenaussagen dargetan; ~
denn diese geben nur einzelne Äußerungen und Handlungen der 
Erblasserin wieder, ohne - wie das Berufungsgericht frei von 
Rechtsirrtum feststellt - ein zuverlässiges Bild über die Ge­
samtvorstellung und den gesamten Umfang der Willensrichtung 
der Erblasserin zu gestalten« Ber Nichteintritt dieses Erfol­
ges würde dann zu Lasten des Klägers gehen, sodaß er sich 
nicht auf § 812 Abs 1 Satz 2 BGB berufen könnte. Weder die 
Feststellungen des Berufungsgerichts noch der Sachvortrag 
der Parteien geben somit einen Anhalt, die Voraussetzungen 
• dieser Vorschrift könnten im Streitfall vorliegen. Bei die­
ser Sachlage braucht nicht noch untersucht zu werden, ob 
der zu einem viel früheren Zeitpunkt als mit dem Tode der 
Erblasserin bereits entstandene Vergütungsanspruch des § 951 
BGB einem gesonderten Bereicherungsanspruch aus § 812 Abs 1 
Satz 2 BGB entgegenstehen würde. Wenn die Revision meint, 
zwischen der Erblasserin und dem Kläger brauche nicht eine 
ausdrückliche, vom Berufungsgericht vermißte Vereinbarung 
getroffen zu sein, vielmehr genüge es, wenn die Erblasserin 
die ihr erkennbar gewordene Erwartung des Klägers, zum Aus- ^
gleich seines Bauaufwandes das Grundstück letztwillig erwer- '' 
ben zu können, stillschweigend hingenommen hätte, so könnte 
in einem solchen lediglich duldenden Verhalten der Erblasse- *
rin nicht der vertragliche Ausschluß des Vergütungsanspruchs ^
des Klägers aus § 951 BGB gefunden werden. Allenfalls könnte 
darin nur die Bekundung des Willens erblickt werden, diesen 
Anspruch bei Lebzeiten nicht geltendzumachen. Bas würde dann

/



nur die Fälligkeit des Anspruchs, nicht aber sein Entstehen 
überhaupt berühren. Ebensowenig braucht zur Tragweite des von 
der Revision'angeführten Urteils des Reichsgerichts vom 14» 
März 1929 - VI 440/28 (mit dem Leitsatz bei Soergel, Recht­
sprechung 1929 zu § 951 BUB abgedruckt) Stellung genommen 
zu werden,

Pagegen ist die weitere Rüge der Revision, die.sich auf 
das nahe familienrechtliche Verhältnis des Klägers zur Erblas­
serin stützt, begründet. Pie umstellungsrechtliche Behandlung 
des Anspruchs aus § 951 BUB durch das Berufungsgericht ent­
spricht zwar der ständigen Rechtsprechung des Senats (BGHZ 7, 
252 sowie Urteile vom 27, Februar 1953 - V ZR 141/51 - und 
vom 23» OktobeT 1953 - V ZR 38/52, S 25/26 der Entscheidungs­
gründe, insoweit in RJW 1954, 265 nicht abgedruckt). Panach 
unterliegt dieser Anspruch der Umstellung im Verhältnis 10s1, 
wenn, der ihm zu Grunde liegende Rechtsverlust vor der Wäh­
rungsreform des Jahres 1948 eingetreten ist. Der Senat hat an 
dieser Auffassung auch gegenüber den Ausführungen von Lange 
(HFJW 1951, 685) festgehalten. Sie wird auch vom II. Zivilse­
nat geteilt (BGHZ 5, 197 /STOl/).. Demselben Umstellungsverhält­
nis unterliegt auch der allgemeine Bereicherungsanspruch nach 
§§ 812 ff BGB, der neben dem Anspruch aus § 951 BGB für den 
Kläger hier in Betracht kommt, soweit seine Aufwendungen z.B» 
für .Architektenhonorar, Arbeitslöhne und dergl. sich nicht in 
einem sachenrechtlichen Rechtsverlust ausgewirkt haben (vgl 
BGHZ 6,-227 und Urteil des Senats vom 23, Oktober 1953 aaO), 
Zuzustimmen ist auch der Meinung des Berufungsgerichts, dieser 
Anspruch sei mit der Vollendung des Bauwerks und nicht etwa 
mit dem Tode der Erblasserin oder gar erst mit der Besitz­
aufgabe des Grundstücks durch den Kläger entstanden (vgl RGZ 
130, 310 und Urteil des Senats vom 23, Oktober 1953 in BJW 
1954, 265 /?66/, wo zugleich auch ausgeführt ist, daß BGHZ 10,
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171 ZJ727 ©inen Sonderfall betrifft, in dem der Bau unvoll­
endet liegen geblieben und erst durch die Räumung des Grund­
stücks seitens des Mieters klargestellt worden war, daß er 
den Weiterbau endgültig aufgegeben hatte)« Die Vollendung 
des Baues ist im vorliegenden Fall allerdings nur hinsicht­
lich des Grundstücks H e ^ d ^straße erfolgt, während die Ar­
beiten auf dem Grundstück Georgstraße liegen geblieben sind« 
Es ist indessen rechtlich bedenkenfrei, daß das Berufungsge­
richt diesen Teil des Anspruchs des Klägers nicht anders 
behandelt hat. Denn dem beiderseitigen Vortrag der Parteien 
ist nicht zu entnehmen, der Kläger habe nach dem 21. Juni 
1948 den Willen betätigt, auch diesen Bau noch fortzuführen. 
Wenn die Beklagte sich andererseits auf eine stillschweigen­
de Vereinbarung des Klägers mit der Erblasserin beruft, sei­
nen Anspruch bei ihren Lebzeiten nicht geltendzumachen, so 
würde diese nur seine Fälligkeit betreffen, den Zeitpunkt 
seines Entstehens aber nicht berühren, der sich aus dem Ge­
setz ergibt (§§ 946, 951 bzw, 812 ff BGB).

Das Berufungsgericht berücksichtigt aber nicht die 
nahen persönlichen Beziehungen zwischen Gläubiger und Schuld­
ner, die hier die Ansprüche des Klägers beeinflussen. Da sei­
ne Ansprüche bei Lebzeiten der Erblasserin entstanden sind 
und die Beklagte für sie nur als Erbin einzutreten hat, ist 
hier auf das Verhältnis von Sohn und Mutter abzustellen. Der 
Bundesgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung ausgespro­
chen, daß der Begriff der "Auseinandersetzung" i«S. des § 18 
Abs 1 Nr 3 ÜmstG weit auszulegen und nicht dem einer Ausein­
andersetzung im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches oder des 
Handelsgesetzbuches gleichzustellen ist (vgl II. Zivilsenat 
in BGHZ 2, 229 2?32/23^und IV. Zivilsenat in BGHZ 2, 270 und 
8, 265; NJW 1951? 920; Lindenmaier-Möhring, Nachschlagewerk 
Nr 11 zu § 18 Abs 1 Nr 3 ÜmstG). Eine Auseinandersetzung in
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diesem Sinne ist daher auch schon dann anzunehmen, wenn die 
durch die nahen familienrechtlichen Beziehungen Verbundenen 
an einem - wirtschaftlich gesehen - gemeinsamen Vermögen be­
teiligt sind/ auch wenn rechtlich und insbesondere sachen­
rechtlich beurteilt nur Vermögen des einen Teils vorhanden 
ist* Der II*.Zivilsenat weist aaO darauf hin, daß das Um- 
stellungsgesetz dem Äquivalenzgedanken bei seiner sonstigen 
Regelung zwar keine ausschlaggebende Bedeutung beigemessen 
hat und der tragende Grundgedanke des § 18 Abs 1 Kr 3 UmstG 
vielmehr.* ip- der Berücksichtigung der engen rechtlichen und 
persönlichen Beziehungen der Beteiligten liege, die in ihrer 
gesellschaftsrechtlichen, erbrechtlichen oder familienrecht- 
liehen Bindung ihre Grundlage finden* Er führt weiter aus, 
die Berücksichtigung dieser engen Beziehungen gebiete in ei­
nem besonderen Maße aus Billigkeitsgründen eine gleiche Be­
handlung der Beteiligten und führe aus diesem Grunde in die­
sem Zusammenhang zu einer Anerkennung des Xquivalenzgedan- 
kens, die im allgemeinen sonst dem Umstellungsgesetz fremd 
sei* Dem Urteil des erkennenden Senats vom 20* April 1951 
-iV ZR 113/50 - (NJW 1952, 62) ist nicht etwa eine abweichen­
d e  Auffassung zu entnehmen* Dort ist nur ausgeführt, unter 
eine Auseinandersetzung zwischen Ehegatten fielen jedenfalls 
nicht Schuldverpflichtungen, die ihre rechtliche Grundlage 

. nicht in wechselseitig familienrechtlichen, sondern^ir^r ein 
geschäftlichen schuldrechtlichen Verbindungen hätfe^^xe- 
•sen Standpunkt teilen auch der II. und IV* ZivilsenätT^rie 
die oben angeführten Entscheidungen erkennen lassen (vgl 
auch IV* Zivilsenat in KJW 1952, 63), Der IV* Zivilsenat 
hat seinen zunächst für das Verhältnis von Ehegatten ausge­
sprochenen Grundsatz auch auf das zwischen Eltern und Kindern 
ausgedehnt (Beschluß vom 24. Oktober 1951 - IV ZB 61/51 - in 
DNotZ 1952, 127). Auch der II* Zivilsenat behandelt in BGHZ 
2, 229 Beziehungen zwischen Vater und Tochter, doch kam in 
diesem Ralle noch der besondere Gesichtspunkt einer vorweg-
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genommenen Erbfolge in Betracht. Unabhängig von diesem Ge­
sichtspunkt dehnt auch das Bayerische Oberste Landesgericht 
den erwähnten Grundsatz auf Beziehungen zwischen Eltern und 
Kindern unter erweiternder Auslegung des Begriffs der "Aus­
einandersetzung" aus (vgl z.B. HJW 1951, 24 und BayObLG 
/neue Eolge7 2, 155). Der Senat tritt der Auffassung des 
II. und IVo Zivilsenats bei.

Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Streitfall führt 
zur Umstellung des hier behandelten Anspruchs des Klägers im 
Verhältnis von 1:1 gemäß § 18 Abs 1 Hr 5 UmstG. Hat die Erblas­
serin ihr Grundstück Heinrichstraße dem Kläger zum Wiederauf­
bau zur Verfügung gestellt und hat der Kläger diesen in der 
Erwartung ausgeführt, das Grundstück zufolge letztwilliger 
Verfügung seiner Mutter später zu erwerben, so haben beide 
- Erblasserin und Kläger - damit nicht ausschließlich im In­
teresse des Klägers gehandelt«, Durch den Wiederaufbau auf ih­
rem Grundstück erwarb die Erblasserin zunächst rein sachen­
rechtlich gemäß § 946 BGB einen erheblichen VermÖgenswert. 
über diesen zu verfügen, war sie völlig frei, da sie sich 
weder durch Vertrag unter Lebenden noch durch Erbvertrag 
dem Kläger gegenüber gebunden hatte. Tatsächlich gelangte 
auch Grundstück und Gebäude durch Erbfolge in das Eigentum 
der Beklagten, nachdem die besondere letztwillige Verfügung 
der Erblasserin zugunsten des Erbauers ihres Eigenheimes auf 
der Georgstraße durch Ausfall der gesetzten Bedingung hin­
fällig geworden war. Das Testament der Erblasserin läßt auch 
erkennen, daß diese sich des Vermögenswerts durch den Wieder­
aufbau des Klägers durchaus bewußt war. Denn sie verfügte in 
diesem Testament über das Grundstück,und zwar nicht etwa 
ausschließlich zugunsten des Klägers, sondern "zugunsten 
desjenigen ihrer Kinder, das ihr ein Eigenheim auf der .Georg­
straße aufbauen würde. Selbst wenn diese allgemein gehaltene 
Bestimmung ernstlich nur zugunsten des Klägers getroffen sein
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sollte, würde*sich aus der weiteren Anordnung der Erblas­
serin, der Kläger solle monatlich 100 Mark Mietzins für das 
Grundstück He^m^straße zahlen, mit Sicherheit ergeben, 
daß die Erblasserin den vom Kläger durch den Heubau geschaf­
fenen Wert ihrem Hachlaß und damit auch ihrem Vermögen zu­
rechnete o Dem Erwerb der Erblasserin bei ihren Lebzeiten 
standen die Ansprüche des Klägers aus §§ 951, 812 ff BGB 
gegenüber Mutter und Sohn hatten also ihre vermögensrecht­
lichen Beziehungen abzuwickeln oder in dem oben angeführten 
weiten Sinne "sieh darüber aus einander zuset zen"«> Daran änderte 
auch die objektive Rechtslage nichts, daß - sachenrechtlich 
betrachtet - die Erblasserin Alleineigentümerin des Grund­
stücke •nunmehr samt dem Gebäude geblieben und - schuldrecht­
lich gesehen - der Kläger' allein Gläubiger obligatorischer 
Ansprüche geworden war» Eine “wirtschaftliche Vermischung" 
von Vermögenswerten war gleichwohl eingetreten, wie sie 
z«,B* der IV» Zivilsenat auch im Urteil vom 9o Oktober 1952 
(HJW 1953, 97) angenommen hat» Zutreffend spricht dieser 
Senat S 6 der Entscheidungsgründe aus, nur eine weite Pas­
sung des Begriffs "Vermischung" (nicht der enge des § 943 
BGB für bewegliche Sachen) könne den vielfältigen Formen, un­
ter denen sich Eheleute - wirtschaftlich, nicht immer im 
Rechtssinne - ein gemeinschaftliches Vermögen schaffen, ge­
nügend Rechnung tragen (vgl auch Beschluß dieses Senats 
•vom 11» November 1953 in BGHZ 11, 74 £?]?)* Im amgeführten 
Urteil hat er dem Ersatzanspruch des Mannes wegen Ablösung 
von Hypotheken, die auf einem Grundstück der Frau lasteten, 
das UmstellungsVorrecht des § 18 Abs*1 Nr 3 UmstG selbst 
für den Fall zugebilligt, daiß er - rein rechtlich gesehen - 
nur als Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung zu be­
urteilen sei..Auch der schon angeführte Beschluß dieses Se­
nats vom 24o Oktober 1951 (DNotZ 1952, 127) räumt einem An­
spruch dieäe Umstellung ein, der sich rechtlich als Damle- 
hensanspruch darstellt. In diesem Falle hatte eine verwit-

* // 
.4

3

■4



wete Mutter, die durch Wiederverheiratung ihre elterliche 
Gewalt verloren hatte, indessen zum Vormund ihres minder­
jährigen Sohnes bestellt worden war, den Erlös aus dem Ver­
kauf eines Grundstücks des Sohnes ihrem zweiten Ehemann 
darlehensweise zur Verfügung gestellt. Der Sohn wurde zu­
nächst durch Hypothek am Grundstück des DarlehensSchuld­
ners gesichert. In der Folgezeit wurden Rechtsformen der 
Verbindlichkeit und Pfandgrundstücke wiederholt gewechselt» 
Dem volljährig gewordenen Sohne gegenüber übernahm schließ­
lich die Mutter die Darlehensschuld unter Bestellung einer 
Hypothek an ihrem Grundstück. Diese rechtliche Behandlung
des Schuldverhältnisses hat den IV. Zivilsenat nicht gehin-\
dert, in der zuletzt begründeten Verbindlichkeit eine solche 
aus einer Auseinandersetzung zu erblicken. Entscheidend hat 
es dabei darauf abgestellt, nichth daß die Schuldnerin nicht 
als Inhaberin der elterlichen Gewalt, sondern als Vormünde­
rin tätig geworden sei, sondern darauf, daß sie in ihrer Ei­
genschaft als Mutter Schuldnerin ihres Sohnes geworden sei. 
Mit den beiden vorstehenden TatbestänSln^zeigfÄder hier zur 
Beurteilung stehende Sachverhalt eine noch viel engere Ver­
bindung mit einem gemeinsam geschaffenen wirtschaftlichen 
Vermögen, zu dem die Erblasserin das Grundstück, der Kläger 
die Bauleistungen beigetragen hat. Insbesondere haben sich 
der Kläger und die Erblasserin nicht in rein geschäftlicher 
Beziehung gegenübergestanden,wie es in dem vom Senat mit Ur­
teil vom 20. April 1951 (NJW 1952, 62) entschiedenen Palle 
zutraf. Es ist daher gerechtfertigt, auch diesen Pall der be­
vorzugten Umstellung des § 18 Abs 1 Nr 3 UmstG zu unterstel­
len. Dabei berücksichtigt der Senat auch den vom IV. Zivil­
senat im Beschluß vom 8. März 1952 - IV ZB 10/52 - (£ind$n- 
maier-Möhring, Nachschlagewerk, Nr 11 zu UmstG § 18 Abs 1 
Nr 3) und in BGHZ 8, 265 ausgesprochenen Grundsatz, die Aus­
dehnung des Begriffs der ’Auseinandersetzung” dürfe nicht ins 
Uferlose führen, Voraussetzung ihrer Anwendung müsse immer



die. enge Verbindung zwischen Gläubiger und Schuldner bleiben, 
Während es sich in BGHZ 8, 265 z„B„ um das Verhältnis zwi­
schen Schwiegereltern und Schwiegerkindern handelte, ist im 
Streitfall die enge Beziehung zwischen Mutter und Sohn ge­
rade gegeben« Führt das bevorzugte UmstellungsVerhältnis im 
Einzelfall zu Härten für den Schuldner, so muß ihm überlas­
sen bleiben, Vertragshilfe in Anspruch zu nehmen, wie sie 
•§ 21 UmstGr vorsah, an dessen Stelle das Vertragshilfegesetz 
vom 26 o März 1952 getreten i.sto -

•4

Für die gegenüber der Erblasserin im Verhältnis von 1:1 
umgestellte Forderung des Klägers wegen seiner geleisteten 
..Bauarbeiten hat die Beklagte als Erbin einzustehen, ohne daß 
es sich hierbei um eine Auseinandersetzung hinsichtlich des 
Nachlasses handelt« Vielmehr hat die Beklagte,und zwar eben­
falls ohne Berücksichtigung ihrer nahen familienrechtlichen 
Beziehungen zum Kläger als ihrem Bruder, diese Nachlaßver­
bindlichkeit zu berichtigen« Allerdings wird durch die Er­
höhung dieses Anspruches auf den vollen Reichsmarkbetrag der 
Peine Wert des Nachlasses und damit der Pflichtteilsanspruch 
des Klägers wesentlich beeinflußt« Bas bisher zwischen den 
Parteien bestehende Einverständnis über die Hohe des Pflicht­
teils des Klägers beruht erkennbar auf der Voraussetzung - je-C.i 
denfalls auf Seiten der Beklagten, wie diese in der Revisions-^ 
Verhandlung auch vorgetragen hat, - der Vergütungsanspruch
;des Klägers sei im Verhältnis 10:1 umgestellt*.Gelangt das♦ «
Revisionsgericht nach üem Vorstehenden zu einem anderen Er­
gebnis, so kann der Kläger - wie er in seinem mündlichen Re­
visionsvortrag nicht verkennt - die Beklagte daran nicht mehr 
festhalten. Es trifft aber nicht zu, daß sich die Höhe des 
Pflichtteils nur um ein Zehntel des Betrages verändern könne, 
den das Revisionsgericht dem Kläger für seinen Bauaufwand 
mehr als das Berufungsgericht zubilligt* Benn der Senat hat nur.



- 19 -

k  Im

über einen Teilbetrag zu entscheiden,und der Kläger hat 
seine Behauptung, sein Gesamtanspruch betrage ursprünglich 
30 000 DM, nicht endgültig fallen gelassen» Der den Pflicht­
teil betreffende Klaganspruch von 2750 DM ist somit nicht 
zur Entscheidung reif» Vielmehr muß insoweit dem Tatrichter 
noch die nähere Feststellung überlassen bleiben» Hierbei 
wird auch Gelegenheit sein, die Anordnung der Erblasserin 
auszulegen, der Kläger solle des bebaute Grundstück für 
einen monatlichen Mietzins von etwa 100 DM nutzen» Es könnte 
insoweit eine Beschwerung der Beklagten mit einem Vermächt­
nis zugunsten des Klägers in Betracht kommen, da der angemes­
sene Mietzins nach dem Gutachten der Preisbehörde 126,75 DM 
beträgt (vgl auch § 2307 BGB)«

Entfallen somit von dem rechtshängigen Betrag von 
7245,30 DM zunächst 2750 DM auf den Pflichtteilsanspruch 
und sind von den verbleibenden 4495,30 DM 500 IM durch die 
von beiden Vorinstanzen für die Ansprüche zu d) (Enttrüm­
merung des Grundstücks traße) mit 484 DM und zu e)
(Aschelieferung) mit 16 DM gedeckt, so verbleiben für den 
vorstehend behandelten Vergütungsanspruch des Klägers wegen 
seiner Bauarbeiten auf den Grundstücken HetHHB^traße und 
G^^straße (Ansprüche zu b) und c)) 3995,30 DM, Über die 
hier zu entscheiden ist»

A

Bei der Prüfung dieses Postens ist zunächst davon aus­
zugehen, daß das Berufungsgericht den betreffenden Anspruch 
des Klägers nach dem Gutachten des Sachverständigen 
mit 12 953 Reichsmark feststellt, an deren Stelle 12953 Deut­
sche Mark zu treten hätten« Dahingestellt bleiben kann, ob 
die Angriffe des Klägers berechtigt sind, eine höhere Fest­
setzung zu erreichen, soweit diese Frage für das Revisions­
verfahren überhaupt in Betracht kommen kann. Auf der anderen 
Seite braucht nicht erörtert zu werden, ob sich die Beklagte



gegen einzelne kleinere Posten der Berechnung des Sachver­
ständigen mit Erfolg wenden könnte und ob der Gesamtbetrag 
der Forderung des Klägers allein auf Grund dieses Gutach­
tens ermittelt werden kann*. Denn nach der Rechtsprechung 
des Senats bestimmt sich der Anspruch aus § 951 BGB und der 
sonstige Bere'icherungsanspruch aus §§ 812 ff BGB in den Fäl­
len des Baues auf fremdem Grund -und Boden nicht nach den 
aufgewandten oder angemessenen Baukosten, sondern nach dem 
geschaffenen-Wert des Baues, der sich in erster Linie in 
seinem Verkehrswert auswirkt (BGHZ 10, 171 ZT8S7 un<* NJW 
1954, 265 /?667)o Angesichts des Ergebnisses der Berechnung 
der. .Preisbehörde bestehen indessen hier keine Bedenken, daß 
dieser Verkehrswert den vom Berufungsgericht festgestellten 
Wert unterschreiten könnte» Das würde auch dann gelteg, wenn 
man den Betrag von 2009 DM für die Fundamente des; Bau&e Ge­
orgstraße zum Teil ausscheiden müßte, weil der wirtschaftli­
che Verkehrswert eines als Torso liegen gebliebenen Baues 
zweifelhaft sein und weiterer Ermittlung bedurft haben könnte 

#
Der vom Kläger außer dem »Pfliohtteilsanspruch von 

2750 DM geltendgemachte Stammbetrag von 4495,30 DM würde 
also - ohne Berücksichtigung.der Aufrechnung der Beklagten - 
in vollem Umfange begründet sein, wobei 3995,30 DM auf den 
Vergütungsanspruch wegen Bauten und 500 DM auf die Ansprü­
che wegen Enttrümmerung und Aschelieferung entfallen» Frei 
von Rechtsirrtum bezeicimet das Berufungsgericht die* Forde­
rung des Klägers auch als fällig»

Die Gegenforderung der Beklagten wegen Miet- oder Pacht­
zinsen stellt das Berufungsgericht mit 100 DM monatlich fest, 
ohne sich mit den Einwendungen des Klägers auseinanderzuset- 
zen„ Es tritt nur der Auffassung der.Beklagten entgegen, der 
Kläger sei einen höheren Betrag von 126,75 DM monatlich schul 
dig, und verweist auf das Testament der Erblasserin, im An-
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Schluß an das ein Vertrag mit dem Monatsbeitrag von 100 DM 
zwischen den Parteien zusammengekommen sei*

Die Revision wendet sich dagegen, daß der Beklagten 
ein Pachtzins für ein bebautes Grundstück zugebilligt wer­
de, das der Kläger aus eigenen Mitteln bebaut habe, ohne '
daß ihm die Beklagte die Aufwendungen erstatte« Sie erblickt ^
in der Aufrechnung der Beklagten eine unzulässige Rechtsaus- 
Übung, die gegen § 242 BGB verstoße«

Dieser Angriff ist nicht berechtigt« Wird der Vergü- ^
tungsanspruch des Klägers aus § 951 BGB als berechtigt an­
erkannt, so kann der Beklagten nicht verwehrt werden, ge­
gen diesen aufzurechnen« Der Kläger fordert andererseits 
- und zwar zu Recht - Verzinsung seines Anspruchs« Die 
Berechtigung dieses Zinsanspruches ergibt sich - abgese­
hen von § 291 BGB für die Zeit nach Klagerhebung - aus dem 
gegenseitigen Abrechnungsverhältnis« Hat die Beklagte dem 
Anspruch aus § 951 BGB noch nicht genügt, fordert sie aber 
einen Miet- oder Pachtzins für ein bebautes Grundstück vom 
Tode der Erblasserin an, so gebietet § 242 BGB, daß sie 
den Anspruch des Klägers von demselben Zeitpunkt an zu ver­
zinsen hat ohne Rücksicht darauf, ob sie in Verzug ist : 
oder nicht« Angesichts des vom Senat festgestellten Umstel­
lungsverhältnisses für den Anspruch des Klägers erübrigt 
es sich auch, auf dessen Einwand einzugehen, die Beklagte 
nehme eine unzulässige Rechtsaustibung vor« Ist die Beklagte 
verpflichtet, dem Kläger eine im Verhältnis 1s1 umgestellte 
Vergütung zu leisten und seit dem Tode der Erblasserin zu 
verzinsen, so kann er es ihr nicht verwehren, vom gleichen 
Zeitpunkt Mietzins zu verlangen« Es braucht daher nicht ge­
prüft zu werden, ob bei einem anderen*‘Umstelluhgsverhältnis eine 
unzulässige Rechtsausübung vorliegen könnte (vgl BGHZ 7,
252 Z?527). |;

•v
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Die Antragstellung der Revision läßt weiter erkennen, 
daß sie die Beklagte mit ihrer Aufrechnung auf den nicht 
eingeklagten Teil des Gesamtanspruchs des Klägers verwei­
sen willc Das würde der ständigen Rechtsprechung des Reichs­
gerichts widersprechen (RGZ 66, 266 /2757; vgl auch RGZ 80, 
393; 129, 63)* Macht der Kläger nur einen Teilbetrag einer 
Forderung geltend, dann muß er es hinnehmen, daß 4er Beklag­
te eine Gegenforderung gerade gegen diesen Teilbetrag zur 
Aufrechnung stellt. Anders ist der Fall nur zu beurteilen, 
wenn eine Partei vor dem Prozeß wegen eines Teils der Ge­
samtforderung aufgerechnet hat oder wenn der Kläger mit der 
Klagschrift eine solche Teilaufrechnung erklärt«, Dann ist 
die zur Aufrechnung benutzte Gegenforderung verbraucht und 
kann vom Beklagten nicht seinerseits mehr zur Aufrechnung 
im Rechtsstreit verwendet werden,, Weigelin bekämpft zwar in 
JW 1938, 1152 diese Auffassung und meint, das Reichsgericht 
glaube zu Unrecht mit der herrschenden Ansicht des Schrift­
tums übereinzustimmen, indem er insbesondere auf die abwei- 

• chende Stellungnahme von .Planek-Siber (4. Aufl, § 389 Bern 1), 
Enneccerus-Lehmann (13* Bearbeitung, Band II § 71 III S 276) 
und Schollmeyer (Kommentar, § 389 Bern 1) hinweist. Er be­
rücksichtigt die dem Reichsgericht zustimmende Meinung je­
doch nur unvollständig. Dem heutigen Stand des Schrifttums 
kann erst recht keine Ablehnung der Auffassung des Reichs­
gerichts entnommen werden (vgl BGB RGRK, 10. Aufl, § 388 
Anm 3; Palandt, 12. Aufl, § 389 Anm 3; Staudinger, 9* Aufl,
§ 389 Bern II, b; Qertmann, 5. Aufl, § 389 Bern 5 und "Die 
Aufrechnung ito deutschen Zivilprozeßrecht (1916) S 124; 
Soergel, 8. Aufl, § 389 Bern 2; Brman, § 389 Anm 1$ Cosack,
8. Aufl, Bd I S 473; Stein-Johas-Schönke, 18. Aufl, § 145 
Note 21; Hellwig, System I S 661), In Öbereinstimmüng mit 
der herrschenden Rechtsprechung und Rechtslehre ver%tfitt 
auch der Senat die Ansicht, der Kläger könne in solchem Falle



den Beklagten mit seiner Aufrechnung nicht auf den nicht- 
eingeklagten Teil seiner Gesamtforderung verweisen,

Die von der Beklagten zuletzt mit 4300 DM zur Aufrech­
nung gestellte Gegenforderung unterliegt nach den angeführ­
ten Grundsätzen jedoch verschiedener Beurteilung«, In der 
Klagschrift hat der Kläger seinerseits von seinem damals 
mit 30 000 HM bezifferten Gesamtanspruch wegen seiner Bau­
arbeiten auf den Grundstücken H e ^ P s t r a ß e  und Georgstras­
se "für den nach dem Testament seiner Mutter zu zahlenden 
Mietzins von monatlich 100 DM" 2300 DM abgesetzt, sodaß noch 
27 500 DM verblieben. Hiervon hat er zunächst einen Teilbe­
trag von 2439>50 DM geltendgemacht, den er im zweiten Rechts­
zuge erhöht hat. In der Berechnung des Klägers in der KLag- 
schrift ist wegen der von ihm abgesetzten 2500 DM mit Stau­
dinger (aaO) eine Aufrechnungserklärung von ihm zu erblicken.
In dieser Röhe kann daher die Beklagte nicht mehr ihrerseits 
gegen den eingeklagten Teilbetrag aufrechnen, da insoweit 
ihre Gegenforderung durch die zuvor erklärte Aufrechnung des 
Klägers bereits erloschen ist (§ 389 BGB). Dagegen steht ihr 
dieses Recht wegen der weiteren 1800 DM zu. Wegen dieses Be­
trages muß sich der Kläger die Aufrechnung gerade gegen den 
rechtshängigen Teil seines Anspruches gefallen lassen. Aller­
dings hätte er es in der Hand gehabt, seinen Klaganspruch um 
einen entsprechenden Betrag zu erweitern. Eine solche Erklä­
rung hat er indessen in den beiden ersten Rechtszügen nicht 
abgegeben. Im Revisionsverfahren kann er sie nicht nachholen.

Die weitere Aufrechnung der Beklagten mit einem Schadens­
ersatzanspruch von 2000 DM wegen "Überbaus" seitens des Klägers 
ist dagegen nicht begründet. Da die Beklagte Eigentümerin der 
beiden Grundstücke ist, kommt ein Anspruch aus § 912 BGB ge­
gen den Kläger nicht in Betracht. Allenfalls könnte in
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Präge kommen,’ daß der Kläger wegen unsachgemäßer Ausfüh­
rung des Baues und damit verbundener Wertminderung des Ge­
bäudes einen entsprechenden Abzug von seinem Vergütungsan­
spruch aus §951 BGB hinnehmen müßte« Das wäre bei seiner 
Pestsetzung nach den Grundsätzen über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung zu berücksichtigen und wür­
de der Beklagten keinen selbständigen Gegenanspruch gewähren, 
den sie zur Aufrechnung stellen könnte« Indessen braucht 
die Präge nicht näher geprüft zu werden, weil auch bei Ab­
setzen des vollen Betrags von 2000 IM vom Anspruch des Klä­
gers auch unter Berücksichtigung seiner Aufrechnung von 
2500 DM und einer Minderung des vom Sachverständigen mit 
:2009 DM angenommenen Wertes der Fundamente auf dem Grund­
stück Georgstraße der oben festgestellte Anspruch des Klä­
gers von 5995,50 IM begründet bleiben würde« Daß die Be­
klagte wegen des Überbaus einen unmittelbaren Anspruch 
aus § 825 BGB gegen den Kläger geltendmachen und daher mit 
ihm nach den oben ausgeführten Grundsätzen ebenfalls gegen
den eingeklagten Teilbetrag "aufrechnen könnte, ist nicht%
schlüssig vorgetragen«

Der dem Kläger zustehende Stammbetrag von 4495,50 DM 
mindert sich also um 1800 3M auf 2695,50 DM« Eine Verrech­
nung der Aufrechnungsbeträge zunächst auf Zinsen hat nach 
§§ 367, 596 BGB nicht zu erfolgen, da die Beklagte zu er­
kennen gegeben hat, gerade gegen die Stammforderung des Klä­
gers aufzurechnen, und der Kläger - unbesohadet seiner Ein-: 
Wendungen gegen die Aufrechnung überhaupt - dieser Art der 
Verrechnung nicht widersprochen hat. Während somit die Kla­
ge in Höhe von 2695,50 DM - und zwar nach obigen Ausführun­
gen samt 4 v«H« Zinsen seit 25. November 1948 - begründet 
ist, muß ihr wegen 1800 DM der Erfolg versagt bleiben«
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Soweit die Aufrechnung der Beklagten Erfolg hat, 'ist 
aber noch zu beachten, daß sie die Klagforderung in dieser 
Höhe erst nach und nach entsprechend der Fälligkeit der 
einzelnen Mietzinsraten zum Erlöschen gebracht hat (§§ 387, 
389 BGB). Bis zu diesen einzelnen Zeitpunkten stehen dem 
Kläger daher auch noch 4 v.H. Zinsen auf 1800 DM seit 25« 
November 1948 zu» Die Aufrechnung des Klägers umfaßt die 
von diesem Tage ah bis einschließlich 25. November 1950 
fällig gewesenen 25 Raten. Die Beklagte konnte also erst­
mals die Tilgungswirkung für den 25. Dezember 1950 in Höhe 
von 100 DM und für jeden folgenden Monat in gleicher Höhe 
bis einschließlich 25. Uai.1952 (für die Zeit vom 25* Mai 
bis 24. Juni 1952) herbeiführen®

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich zugleich 
die Entscheidung zur Widerklage, gegen deren Zulässigkeit 
keine Bedenken bestehen.

Wenn der Widerklagantrag seinem Wortlaut nach auch nur 
die Feststellung des Umstellungsverhältnisses des Vergütungs­
anspruchs des Klägers zum Ziele hat, soweit er nicht mit der 
Klage rechtshängig geworden ist, so ergibt doch der ganze Zu­
sammenhang, insbesondere die von der Beklagten bekämpfte KLag- 
begründung und ihre Verteidigung dagegen, daß die Widerklage 
die verneinende Feststellung eines Rechtsverhältnisses ver­
folgt. Die Beklagte will mit ihr festgestellt haben, daß sie 
sich als Rechtsnachfolgerin ihrer Mutter mit dem Kläger hin­
sichtlich der von ihm errichteten Bauten in keiner Vermögens-* 
gemeinschaft befinde, die zu einer umstellungsrechtlich be­
vorzugten Auseinandersetzung11 nach § 18 Abs 1 Nr 3 UmstG 
führen könnte, und zwar insoweit nicht, als der Kläger sei­
nen Anspruch nicht eingeklagt hat. Bei dieser Sachlage 
braucht nicht geprüft zu werden, ob ohne diese Würdigung 
der Antrag der Widerklage als unzulässiger Versuch aufzufas­
sen wäre, eine reine Rechtsfrage und nicht ein Rechtsverhält­
nis zur richterlichen Feststellung zu bringen.
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Die Revision hat daher in dem angegebenen Umfange Erfolg, 
während sie im übrigen zurückzuweisen ist.

Soweit die Revision Erfolg hat, ist die Sache indessen 
nur wegen des Betrages von 2695,30 DM sowie wegen der Zin­
sen im angegebenen Umfange zur Entscheidung reif. Denn we­
gen des Pflichtteilsanspruchs von 2750 DM bedarf es noch 
weiterer Feststellungen durch den Tatrichter, Insoweit ist 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das« Berufungsgericht zurückzuverweisen. Im übrigen ist der 
Berufung des Klägers wegen des Teilbetrags von 2695,30 DM 
samt Zinsen im näher bezeichneten Umfange unter Zürücjtageir 
sung der Anschlußberufung der Beklagten stattzugelieh>;i^^- 
rend wegen eines Betrages von 1800 DM samt Zinsen 
fung zurückzuweisen ist. Dabei erscheint es geboten, die sich 
hieraus ergebende Entscheidung des Landgerichts in der Haupt­
sache im Ganzen neu zu fassen.

Da die Kostenentscheidung hinsichtlich der ersten beiden 
Rechtszüge von dem Ergebnis der Prüfung des Pflichtteilsan­
spruches abhängt, muß auch insoweit die Zurückverweisung er­
folgen. Ebenso ist es geboten, dem Berufungsgericht auch die 
Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens zu über­
tragen.
Dr. Tasche Dr. Hückinghaus Schuster v.Werner Dr.Großmanä
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